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Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes zur Einrichtung des Amts eines oder 

einer Landesbeauftragten für politische Bildung (Ds. 18/1750) 

 

 

Sehr geehrte Frau Ostmeier,  

 

 

zum Entwurf eines Gesetzes zur Einrichtung des Amts eines oder einer 

Landesbeauftragten für politische Bildung nehme ich wie folgt Stellung. 

 

1. In dem Kuratorium sollten die zentralen zivilgesellschaftlichen Organisationen der 

Politischen Bildung in Schleswig-Holstein vertreten sein. Die Deutsche Vereinigung 

für Politische Bildung nimmt über seine Landesverbände die Interessensvertretung 

für Politische Bildung in der Schule, der Hochschule sowie der Jugend- und 

Erwachsenenbildung wahr. Eine Einbindung der DVPB in das Aufsichtsgremium 

könnte die strukturelle Vernetzung des Amtes mit den vielfältigen Akteuren 

staatlicher und ziviler Bildungsträger befördern. 

2. Das Modell, die Landeszentrale für politische Bildung durch eine Landesbeauftragte 

oder einen Landesbeauftragten für politische Bildung leiten zu lassen, ist mir aus 

anderen Bundesländern nicht bekannt. Es scheint mir aber die dass Verankerung 

der Institution abzusichern. Dadurch wird die Überparteilichkeit der Landeszentrale 

für Politische Bildung gestärkt und eine Parteinahme durch die jeweilige 

Landesregierung erschwert.  
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3. Bei der Zuordnung der Landeszentrale an das Parlament ist aber insbesondere auf 

eine hinreichende Etatisierung der Personalstellen und der Sachmittel zu achten. 

 

Für weitere und konkretere Ausführungen verweise ich auf die Stellungnahme des DVPB-

Landesverbandes Schleswig-Holstein. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

(Bundesvorsitzender der DVPB) 

 

 

 

 

 

 
 




